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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/2026 — 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 29. Oktober 1985 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Marokko über die Rechtshilfe 
und Rechtsauskunft in Zivil- und Handelssachen 

A. Problem 

Das Haager Zivilprozeßübereinkommen vom 1. März 1954 regelt 
den Rechtshilfeverkehr mit dem Königreich Marokko auf dem 
Gebiet des Zivil- und Handelsrechts. Eine beschleunigte Behand-
lung bedarf jedoch einer zusätzlichen Vereinfachung. Darüber 
hinaus besteht erheblicher Bedarf, Auskünfte über das Recht des 
jeweilig anderen Staates zu erhalten. 

B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf un-
verändert anzunehmen. 

Der Gesetzentwurf dient der Ratifikation des Vertrages vom 
29. Oktober 1985, in dem in Anlehnung an Vereinbarungen, die 
mit Belgien, Dänemark, Frankreich, Luxemburg, den Niederlan-
den, Norwegen, Österreich, Schweden und der Schweiz bereits 
geschlossen worden sind, über das Haager Zivilprozeßüberein-
kommen hinaus weitere Vereinfachungen vorgesehen sind. Die in 
dem Vertrag vorgesehenen Regelungen über den Austausch von 
Rechtsauskünften gehen von dem Muster des Europäischen Über-
einkommens betreffend Auskünfte über ausländisches Recht vom 
7. Juni 1968 aus. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Kosten fallen nur für Übersetzungen an, in erhöhtem Umfang aller-
dings nur für die Übersetzung von Erledigungsstücken zum 
Rechtshilfeersuchen. Diese können mit den vorhandenen perso-
nellen Mitteln bewältigt werden. Auswirkungen auf die Einzel-
preise oder das Preisniveau sind nicht gegeben. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/2026 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 9. September 1988 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich 

Vorsitzender 

Eylmann 	Stiegler 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Eylmann und Stiegler 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 29. Oktober 1985 zwischen der  Bun-
desrepublik  Deutschland und dem Königreich Ma-
rokko über die Rechtshilfe und Rechtsauskunft in Zi-
vil- und Handelssachen in seiner 74. Sitzung am 
21. April 1988 in erster Lesung beraten und an den 
Rechtsausschuß überwiesen. Der Rechtsausschuß hat 
den Gesetzentwurf in seiner 27. Sitzung am 16. Juni 
1988 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den Ge-
setzentwurf unverändert anzunehmen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Ratifikation 
des Vertrages vom 29. Oktober 1985. Der Vertrag soll 
die Rechtsfindung bei deutsch-marokkanischen 
Rechtsangelegenheiten weiter erleichtern. Es sind 
deshalb in Titel I Vorschriften über den freien Zutritt 
zu den Gerichten, eine vereinfachte Zustellung ge

-

richtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke, den 
unmittelbaren Verkehr bei Rechtshilfeersuchen und 
die Befreiung von der Sicherheitsleistung für die Pro-
zeßkosten für die Staatsangehörigen unabhängig von 
deren jeweiligem Wohnsitz oder Aufenthalt sowie 
über die Vereinfachung der Vollstreckbarerklärung 
enthalten. 

Titel II des Vertrages beinhaltet Regelungen über den 
Austausch von Rechtsauskünften. 

Titel III enthält vor allem Regelungen über die Befrei-
ung von der Legalisation, über Sprache und Überset-
zung sowie über die Weiterleitung und Adressatener-
mittlung bei unvollständigen oder unrichtigen Ersu-
chen und die Anwendung des ordre public. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Abkommens 
wird auf die Denkschrift zum Vertrag (abgedruckt in 
Drucksache 11/2026) verwiesen. 

Bonn, den 9. September 1988 

Eylmann 	Stiegler 

Berichterstatter 


